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Die Tagung des Administrative Committee 
der Jewish Agency in London 


Vom 23. bis zum 27. März d. J. fand in London die 
erste Tagung des Administrative Committee der Jewish 
Agency seit Zürich statt. Da außerordentlich bedeutsame 
Punkte auf der Tagesordnung standen, war die Beteiligung 
der nichtzionistischen und der zionistischen Mitglieder 
groß. Leider lag der Bericht der Untersuchungskommis¬ 
sion, über den wir unsere Leser an anderer Stelle dieser 
Nummer informieren, noch nicht vor, so daß er bei den 
politischen Resolutionen noch nicht berücksichtigt werden 
konnte. In der Tat hatte das Administrative Committee 
diesmal den Hauptteil seiner Arbeit organisatorischen und 
kolonisatorischen Fragen zuzuwenden. Man muß bedenken, 
daß die Erweiterte Jewish Agency erst ein halbes Jahr 
lang bestand, so daß weder die notwendige organisatorische 
Durchgliederung erfolgen, noch eine konsolidierende Tra¬ 
dition entstehen konnte. 

Die noch junge Erweiterte Jewish Agency hatte in diesem 
halben Jahr manche Prüfungen zu bestehen. Bald nach 
der Züricher Tagung verstarb der Führer des amerikani¬ 
schen Judentums und Präsident des Council der Jewish 
Agency, Louis Marshall. Die August-Ereignisse in Pa¬ 
lästina ließen es zu einem allmählichen Einspielen der 
Kräfte nicht kommen: sie beschworen politische Dis¬ 
kussionen herauf, stellten sogleich starke Anforderungen 
an alle Mitarbeiter. In den ersten Wochen wurde ein 
Hilfsfonds für die Unruhen - Geschädigten (Emergency 
Fund) aufgebracht, der die stattliche Summe von fast 
600 000 Pfund erreichte, eine Sammlung, unter der aller¬ 
dings die Geldaufbringung für das normale Kolonisations- 
Budget des Keren Hajessod leiden mußte. Der Börsen¬ 
krach von New York hatte ohnehin zu einer Verschiebung 
des Beginns des amerikanischen Drives zur Aufbringung 
der Mittel des regulären Keren Hajessod-Budgets geführt. * 
— In dieser Situation trat das Administrative Committee 
zusammen. 

Die Tagung wurde von Felix M. Warburg geleitet. Die 
Eröffnungsrede des Vorsitzenden und das ausführliche po¬ 
litische Referat des Präsidenten der Jewish Agency, Dr. 
Weizmann, sind bereits in der Presse veröffentlicht wor¬ 
den. Drei Kommissionen bearbeiteten die Fragen der Or¬ 
ganisation (Vorsitzender: Dr. Halpem), der Finanzen und 
Kolonisation (Vorsitzender» Oscar Wassermann) und der 
Politik (Vorsitzender: Leo Motzkin). 

Wenn es Menschen gab, die der Meinung waren, die 
oben erwähnten Momente würden der^neuen Agency un¬ 
überwindliche Schwierigkeiten bereiten, so hat der Verlauf 
der Beratungen in den Kommissionen und das durch die 
gefaßten Beschlüsse herbeigeführte Ergebnis der Tagung 
gezeigt, wie falsch solche Prognosen waren. Nachstehend 
soll über diese Ergebnisse kurz berichtet werden. 


Das Administrative Comittee wählte in diesem Sinne die 
Herren Dr. Maurice B. Hexter, Dr. Werner Senator und 
Julius Simon und bestimmte Ing. P. Rutenberg zum Be¬ 
rater der Exekutive. Es wurden ständige Subkomissionen 
für Politik (Vorsitzender: Lord Melchett, Stellvertreter: Dr. 
Cyrus Adler) und für Finanzen und Budget (Vorsitzender: 
Oscar Wassermann, Mitvorsitzende: Dr. Bernhard Kahn 
und Simon Marks) eingesetzt. Aus Deutschland ge¬ 
hören dem PolitischenKomiteeals Mitglieder an die 
Herren Oscar Wassermann, Kurt Blumenfeld und Dr. 
Nah um Goldmann, als stellvertretende Mitglieder die 
Herren Dr. Bernhard Kahn, Dr. Georg Halpern, 
Dr. Georg Landauer und Dr. Max Soloweitschik, 
der Finanz- und Budgetkommission als Mit¬ 
glieder die Herren Dr. Aron Barth, Dr. Georg Halpern, 
Salman Schocken, Dr. Max Soloweitschik und Bruno Asch 
(Frankfurt a. M.), als stellvertretendes Mitglied Herr Kom¬ 
merzienrat Gerson Simon. Ferner wurden beratende- 
Kommissionen für landwirtschaftliche Kolonisation, füi 
Handel und Industrie, für Immigration und Arbeit, für Gej 
sundheit, für Erziehung und für soziale Wohlfahrt ein¬ 
gesetzt. — Es wurde festgestellt, daß der Vorsitzende des 
Administrative Committee in der Zeit zwischen den Sitzun¬ 
gen des Administrative Committee die Ausführung seiner 
Beschlüsse zu überwachen hat. Darüber hinaus steht jlem 
Vorsitzenden des Administrative Committee ein von’Ihm 
im Einvernehmen mit dem Präsidenten der Jewish Agency 
auszuübendes Einspruchsrecht gegenüber Beschlüssen der 
Exekutive in besonderen Fällen zu. 

Budget. 

Wir erwähnten bereits, daß die Aufbringung des Hilfs¬ 
fonds, dessen Gelder für Zwecke bestimmt sind, die das 
Agendy-Budget nicht vorsieht, und die Verhältnisse in 
Amerika die Sicherstellung des in Zürich angenommenen 
Palästina-Budgets für das laufende Arbeitsjahr in Höhe 
von 750 000 Pfund gefährdet haben. Nach eingehenden 
Beratungen stellte jedoch das Administrative Committee 
fest, daß trotzdem dieses Jahresbudget in vollem Umfange 
im Interesse der Konsolidierung der Siedlungen aufge¬ 
bracht werden müsse, und traf verschiedene Maßnahmen, 
um dies sicherzustellen. Um eine zunehmende Verstärkung 
der kolonisatorischen Tätigkeit der Jewish Agenzy zu er¬ 
möglichen, sollen mit den interessierten Organisationen 
Verhandlungen über die im Rahmen des Gesamtbudgets 
vorhandenen Posten „Erziehung“ und „Gesundheitswesen“ 
geführt werden, die eine Verringerung der Zuschüsse der 
Jewish Agency zu diesen Posten ermöglichen, — voraus¬ 
gesetzt, daß eine Übertragung des Erziehungs- und Ge¬ 
sundheitswesens auf andere Körperschaften graduell und 
unter der Kontrolle der Jewish Agency erfolgen kann. 

Neukolonisation. 


Organisation. 

Die durch Ableben des ersten Vorsitzenden des Council, 
Mr. Louis Marshall, freigewordenen Äinter wurden auf 
folgende Weise besetzt: Vorsitzendej^des Council wurde 
Lprd Melchett, Joint-Chairm^n des*‘Council wurde Dr. 
Cyrus Adler. — Nach den Züricher Abn&cLmigen sollten 
in diesen Frühjahr vier nichtziötfistische Mitglieder (an 
Stelle von vier zionistischen) in die Exekutive einrücken. 


Das Administrative Committee erklärte es für die 
wichti gste Aufgabe der nächsten Zukunft, 
mit der Besiedlung der im Besitz des Keren Kajemeth (des 
Bodenkauffonds) befindlichen freien Böden zu beginnen. t 
Gegenstand der Debatte war ein großzügiges Kolo¬ 
nisationsprojekt, das von Herrn Dr. Ruppiii vor- 
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geschlagen wurde. Man kann sagen, daß die Fragen der 
neuen Kolonisation überhaupt im Mittelpunkt des Inter¬ 
esses der Sitzung standen. Einmütig wurde eine Beschleu¬ 
nigung des Tempos unserer Siedl ungstätigkeit als die drin¬ 
gendste Aufgabe angesehen. Hier hat auch das Admini¬ 
strative Committee seine positivste Arbeit geleistet. Man 
beschloß, unverzüglich eine Neuansiedlung von 1000 xAr- 
beiterfamilien in der Pflanzungszone im Küstenland (zwi¬ 
schen Tul Kerem und Herzliah) in Angriff zu nehmen. 
Außer der von den Arbeiterfamilien selbst zu investierenden 
Arbeit ist für diese Kolonisation ein Betrag von 350 000 
Pfund erforderlich. Ein erheblicher Teil der erforderlichen 
Mittel wurde bereits gesichert und eine Sachverstän¬ 
digenkommission mit der Durchführung der weiter erfor¬ 
derlichen Operationen betraut. 

Politik. 

Die,Politische Kommission befaßte sich mit der gegen¬ 
wärtigen politischen Lage, um der Exekutive Richtlinien 
für die im Zusammenhang mit der Veröffentlichung des 
Berichts der Untersuchungskommission erforderlichen Ver¬ 
handlungen zu geben. Es wurden mehrere interne Reso- 
lutionen sowie eine Proklamation über die jüdisch-arabi- 
'■ 0 sehen Beziehungen angenommen, die wie folgt lautet: 

Die Jewish , Agency bekräftigt durch ihr in Zürich im August 
1929 gewähltes Administrative Committee die Erklärung des im 
August 1921 abgehaltenen XII. Zionislenkongresses, welche den 
Willen des jüdischen Volkes zum Ausdruck bringt, „mit dem ara¬ 
bischen Volk in Palästina in einem Verhältnis der Eintracht und der 
gegenseitigen Achtung zu leben und im Bunde mit ihm die gemein¬ 
sam^ Wohnstätte zu einem blühenden Gemeinwesen zu machen, dessen 
Ausbau jedem seiner Völker eine ungestörte nationale Entwicklung 
sichöH“- 

Das Administrative Committee stellt den Grundsatz auf, daß in 
Palästina keine Beherrschung der Juden durch Araber, noch eine Be¬ 
herrschung der Araber durch Juden erfolgen darf. 

Es erklärt ferner, daß das jüdische Aufbauwerk in Palästina immer 
mit sorgsamster Berücksichtigung der Interessen der Araber geführt 
worden ist und daß dieses Werk allen Teilen der Bevölkerung 
großen materiellen und moralischen Nutzen gebracht hat. 

Es ist der Wunsch der Juden, alle Vorurteile und Mißverständnisse 
zwischen beiden Völkern zu beseitigen. Sie wollen mit den Arabern 
für Zwecke der Durchführung allgemeiner Aufgaben auf den Ge-»- 
bieten sozialer, industrieller und landwirtschaftlicher Entwicklung 
Zusammenarbeiten. 


Das Administrative Committee bekräftigte erneut den 
Willen zu energischer Fortsetzung des Aufbauwerks durch 
folgenden Beschluß: 

Die Jewish Agency spricht der jüdischen Bevölkerung in Palästina 
ihre Bewunderung aus für die Widerstandskraft, die sie in der Zeit 
der Unruhen bewiesen hat, und stellt mit tiefer Genugtuung fest, daß 
die Judenheit der ganzen Welt ihren unbeugsamen Willen bekundet 
hat, das in Palästina begonnene Werk fortzusetzen. Die Jewish 
Agency erklärt, daß sie entschlossen ist, alles was in ,ihrer. Macht 
steht zu tun, um die Verwirklichung des Jüdischen Nationalen 
Heims in Palästina herbeizuführen. 

Keren Hajessod. 

Zu Vertretern der nichtzionistischen Gruppe im Direk¬ 
torium des Keren Hajessod wurden die Herren Dr. L. E. 
Visser, Dr. Bernhard Kahn, Dr. Solomon Löwenstein und 
M. Bressler ernannt. Zum Vorsitzenden des Direktoriums 
wurde Herr Direktor Oscar W assermann gewählt. 

* 

Wie abschließend festgestellt werden kann, hinterließ 
die Tagung bei allen Teilnehmern ein Gefühl der Befrie¬ 
digung, obgleich man, wie geschildert, einer vielfach kom¬ 
plizierten und schwierigen Situation gegenüberstand. Nicht 
wenig hat auch hierzu die Schnelligkeit, mit der die 
xAusführung des Be.Schlusses über die Neu¬ 
ansiedlung noch während der Tagung in die Wege 
geleitet wurde und die einen tiefen Eindruck hinterließ, 
beigetragen. 

An den Beratungen einiger organisatorischer, insbeson¬ 
dere aber der wirtschaftlichen Fragen nahm Herr Dr. h. c. 
Max M. War bürg (Hamburg), obgleich er offiziell 
nicht dem Administrative Committee angehört, einen sehr 
aktiven und fruchtbaren Anteil. 

Der Wille zur gemeinsamen Arbeit aller Teile trat auf 
eine entschiedene Weise in Erscheinung. Die Erweiterte 
Jewish Agelncy hat sich in London als ein bereits 
jetzt festgefügtes und arbeitsfähiges Instru¬ 
ment jüdischen Aufbauwillens erwiesen. Die Resultate die¬ 
ser Tagung werden ohne Zweifel auch auf die Arbeit in den 
einzelnen Ländern hinüberwirken. 


Der Bericht der Untersuchungskommission 


I. 

Der Bericht der Untersuchungskommission, die im Ok¬ 
tober 1929 von der britischen Regierung nach Palästina 
entsandt worden war, liegt nunmehr gedruckt vor. Der 
erste mehr als 200 Seiten starke Teil enthält den eigent¬ 
lichen Bericht, dem ein zweiter noch umfangreicherer Teil 
mit der Wiedergabe der Zeugenaussagen folgen wird. Wie 
wir bereits in der Januamummer von „Unser Werk“ be¬ 
richteten, hatte die Kommission die Aufgabe, die^ un¬ 
mittelbaren Ursachen, die zu den Augustereig- 
nissen geführt haben, zu untersuchen und Maß¬ 
nahmen vorzuschlagen, uift eine Wiederholung 
von Unruhen zu vermeiden. Die Kommission bestand aus: 
Sir Walter Shaw (Vorsitzender), Sir Henry B. Uetterson 
(konservativ), R. Hopkin (liberal), Morris ff. Snell (La- 
bour Party). Das Verfahren der Kommission war das 
einer gerichtlichen Untersuchung: die Jewish Agency, die 
arabische Exekutive, die Palästinaregierung waren als Par¬ 
teien durch Anwälte vertreten, Zeugen wurden geladen, die 


von den Parteien einem Kreuzverhör unterzogen wurden, 
und die Verhandlungen wurden mit den Plaidoyers der An¬ 
wälte abgeschlossen. 

Der Bericht enthält eine ausführliche Schilderung der 
Vorgänge in Palästina seit jenem Zwischenfall an 
der Klagemalier am Versöhnungstage des Jahres 
1929, als ein britischer Polizeioffizier in Jerusalem den 
transportablen Wandschirm, der zur Trennung der 
Männer- und Frauenabteilung während des Gottesdienstes 
an der Klagemauer äufgestellt war, gewaltsam entfernen 
ließ; mit Genauigkeit werden die Ereignisse am Tischa 
b’Aw 1929, an dem der Zug der jüdischen Jugend aift die 
Klagemauer stattfand, und an dem darauffolgenden Frei¬ 
tag, dem Tag der arabischen Demonstration, und danach die 
Woche der Unruhen vom 23. bis 28. August dargestellt. 
133 Juden wurden getötet und 339 verwundet, die Araber 
hatten, soweit Feäfetstelhingen möglich waren, 87 Tote und 
181 Verwundete. Die Rolle der Presse wird an Hand zahl¬ 
reicher Zitate dargetan. — Die Jewish Agency erhob gegen 
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den Mufti von Jerusalem und gegen die Arabische 
Exekutive die Beschuldigung, daß sie die arabischen 
Massen verhetzt und die Überfälle auf die Juden organi¬ 
siert haben; sie beschuldigte auch die Palästinaverwaltung, 
daß sie die Hetze nicht verhindert und die jüdische Bevöl¬ 
kerung bei Ausbruch der Unruhen nicht genügend ge¬ 
schützt habe. Die Kommission widmet der Untersuchung 
dieser Momente zwei Kapitel. Die Methode der arabischen 
Verteidigung bestand nun darin, die Kommission zu be¬ 
wegen, den der Untersuchung angewiesenen Rahmen: Er¬ 
forschung der unmittelbaren Ursachen der Augustereig¬ 
nisse, zu verlassen, da sich bereits zu Beginn der Verhand¬ 
lungen deutlich herausstellte, daß das gegen die Araber 
vorgebrachte Belastungsmaterial erdrückend und nicht zu 
widerlegen war. Sie verfochten daher die These, die Un¬ 
ruhen seien aus einer allgemeinen Erregung der Araber 
zu erklären, die zur Ursache habe: die Befürchtung der 
arabischen Bevölkerung, daß das Land eine über¬ 
mäßige, seine wirtschaftliche Aufnahmefähigkeit über¬ 
steigende Zahl jüdischer Einwanderer aufneh¬ 
men soll, die dann die arabische Bevölkerung beherrschen 
würden, insbesondere die Besorgnis der Fellachen, die ein¬ 
wandernden Juden würden allmählich den Boden 
aufkaufen und sie selbst würden so zu einem landlosen 
Proletariat werden, endlich die Unzufriedenheit damit, daß 
der arabischen Bevölkerung keinerlei Selbstver¬ 
waltung gewährt worden sei — eine Benachteiligung 
zugunsten der Juden, die durch die Jewish Agency einen 
direkten Zugang zur Regierung hätten und die in ihrem 
Interesse die Araber von der Verwaltung des Landes aus¬ 
schließen wollten. Jede dieser Fragen wird in einem be¬ 
sonderen Kapitel erörtert. 

Hieran schließt sich eine Äußerung der Kommission 
über die mit den doppelten Verpflichtungen 
der Mandatarmacht verbundenen Schwierigkeiten: 
einerseits nämlich die Balfour-Deklaration zu verwirk¬ 
lichen und den Aufbau des jüdischen Nationalheims zu 
fördern, anderseits die Rechte und die Stellung der ara¬ 
bischen Landesbevölkerung zu wahren. Der Bericht unter¬ 
sucht weiter die Probleme der öffentlichenSicher- 
heit und der Landesverteidigung in Palästina, 
Fragen, die durch die Ereignisse aufgeworfen wurden: 
denn es hatte sich herausgestellt, daß die Regierung über 
die Bewegungen im arabischen Lager nicht ausreichend in¬ 
formiert war, daß ihr bei Ausbruch der Unruhen nicht 
genügend Polizei und Militär zur Verfügung stand, daß 
endlich die Zusammensetzung der hauptsächlich aus Ara¬ 
bern bestehenden Polizei diese nicht zu einem geeigneten 
Instrument machte, derartige Unruhen schnell und erfolg¬ 
reich zu bekämpfen. An diese ausführlichen Erörterungen 
knüpft der Bericht an, indem er nunmehr seine Feststel¬ 
lungen über die Ursachen der Augustunruhen macht, seine 
Erhebungen über das durch die Untersuchung zutage ge¬ 
förderte Material resümiert und seine Empfehlungen 
über die notwendigen Schritte zur Vermeidung einer Wie¬ 
derholung von Unruhen macht. Das Mitglied der Kom¬ 
mission Harry Snell (Labour-Party) hat diesen Kon¬ 
klusionen und Empfehlungen in mancher Hinsicht nicht 
zugestimmt, und so bringt der Bericht im Anschluß an 
den von allen Mitgliedern unterschriebenen Teil ausführ¬ 
liche Reservationen Snells, die eine abweichende 
Würdigung der arabischen Haltung, eine Darstellung der 
jüdischen Bestrebungen und gewisse eigene Empfehlun¬ 
gen enthalten. 


II. 

Nachfolgend geben wir die wichtigsten Schlußfolgerun¬ 
gen des Berichtes und der Vorbehalte Snells im Wortlaut 
wieder: 

Allgemeine Schlußfolgerungen. 

I. Wesen des Ausbruchs 

1. Der Ausbruch der Unruhen in Jerusalem am 23. August 
war von Anfang an ein Angriff von Arabern auf Juden, für den 
keine Entschuldigung in etwa früher von Juden begangenen 
Morden festgestellt wurde. 

2. Der Ausbruch war nicht planmäßig veranstaltet worden/ 
Die Unruhen ereigneten sich nicht gleichzeitig in allen Teilen 
Palästinas, sondern sie breiteten sich von der Hauptstadt «üs 
durch eine Reihe von Tagen bis in sehr entfernt liegende Be¬ 
völkerungszentren und in einige ländliche Distrikte aus. 

3. Sie nahmen zum größten Teil die Form eines bös¬ 
willigen Angriffs von Arabern auf Juden an, 
der von zügelloser Zerstörung jüdischen Eigentums begleitet 
war. Eine allgemeine Niedermetzelung der jüdischen Gemeinde 
in Hebron wurde mit knapper Not vermieden. In einigen 
Fällen griffen Juden Araber an und zerstörten arabisches 
Eigentum. Diese Angriffe, obwohl unentschuldbar, waren in 
den meisten Fällen Vergeltung für Gewaltakte, die bereits 
von Arabern in der Nachbarschaft der Orte, in denen die jüdi¬ 
schen Angriffe sich ereigneten, begangen worden waren. 

4. Der Ausbruch war weder eine Revolte gegen d i.4. 
britische Autorität in Palästina, noch ist er als solche 
beabsichtigt gewesen. 

II. Die zionistischen Anklagen gegen den Mufti 

6 . In der Rolle, die er bei de& Bildung von Gesellschaften 
zum Schutz der Moslemischen Heiligen Stätten spielte, und 
bei der Förderung der Tätigkeit solcher Gesellschaften war 
der Mufti von unzweifelhaftem Wunsch beeinflußt, die Juden zu 
kränken und die moslemische öffentliche Meinung in der An¬ 
gelegenheit des Klagemauerstreites zu mobilisieren. Er hatte 
nicht die Absicht, diesen religiösen Feldzug als Mittel zur 
Entfachung von Unruhen zu benutzen. Insofern die Bewegung, 
die er zum Teil schuf, durch die Macht der Umstände ein 
nicht unwichtiger Faktor bei den Ereignissen wurde, die zu 
dem Ausbruch führten, muß der Mufti ebenso wie viele andere, 
die direkt oder indirekt mit der öffentlichen Stimmung in 
Palästina ein Spiel trieben, einen Teil der Verantwortung für 
die Unruhen tragen. 

8. Es liegt kein Beweis vor, d^ß der Mufti irgend¬ 
welche Aufforderungen an Moslems in Palästina richtete, am 
23. August nach Jerusalem zu kommen, und es ist kein Zu¬ 
sammenhang zwischen dem Mufti und der Tätigkeit jener 
Leute festgestellt worden, von denen man weiß oder zu wiss*en 
glaubt, daß sie sich mit Agitation und Aufhetzung befaßten. 

9. Sobald die Unruhen ausgebrochen waren, arbeitete der 
Mufti mit der Regierung darin zusammen, den Frieden wieder¬ 
herzustellen und die Ausdehnung der Unruhen zu verhindern. 

III. Die zionistischen Anklagen gegen die 
Arabische Exekutive 

10. Die gegen die palästinensisch-arabische Exekutive er¬ 
hobenen Bescnuldigungen der planmäßigen Veranstaltungen und 
Organisierung der Unruhen konnten nicht bewiesen werden; 
sie werden, wenn man die wirklichen Ereignisse am 23. August 
und den folgenden Tagen in Betracht zieht, verneint. 

11. Die Beschuldigung überlegter Aufreizung zu Un- 
ordriung ist gegen die palästinensisdi-arabische Exekutive als 
Körperschaft nicht erhärtet worden, wohl aber haben wir 
wenig Zweifel darüber, daß einige der Wähler der Exekutive 
unter der unwissenderen arabischen Bevölkerung einen Propa¬ 
gandafeldzug durchführten, der darauf berechnet war, sie auf¬ 
zuhetzen. 

12. Es i*t wahrscheinlich, obwohl, außer in einem Falle, 
kein Beweis dafür vorliegt, daß einzelne Mitglieder der ara¬ 
bischen Exekutive die nationale Empfindlichkeit verschärften, 
als die Unruhen bereits begonnen hatten. 

« 13. Für die Unterlassung, während der den Unruhen vor¬ 

angegangenen Woche einen Versuch zu machen, ihre An- 
hängej- durch eine öffentliche und nachdrückliche Erklärung, 


daß sie auf der Seite von Recht und Ordnung stehen, im 
Zaume zu halten, können weder der Mufti noch die palästinen¬ 
sisch-arabische Exekutive von Tadel freigesprochen werden. 

IV. Die zionistischen Anklagen gegen die Regierung 

14. Kein Tadel kann Herrn Luke dafür ausgesprochen 
werden, daß er nicht vor dem 23. August Verstärkungen aus 
benachbarten Ländern heranholte. 

15. Wenn wir auf diese Frage in dem vollen Licht unserer 
jetzigen Erfahrung zurückblicken, glauben wir, daß es eine 
in den Verhältnissen begründete Vorsichtsmaßregel gewesen 
wäre, wenn Herr Luke die Truppen innerhalb seiner Juris¬ 
diktion während der den Unruhen unmittelbar vorangegange¬ 
nen Tage an irgendeinem passenden Ort in Palästina mobili¬ 
siert hätte. Aber wir glauben nicht, daß irgendeine ernste 

Kritik gegen Herrn Luke wegen der Nichtergreifung dieser 
Maßregeln erhoben werden kann. 

18. Bezüglich der Frage der jetzigen und zukünftigen 
Politik hinsichtlich der Bewaffnung jüdischer Kolonien besteht 
unter uns ein Meinungsunterschied. Einige von uns sind der 
Meinung, daß das Bestehen versiegelter Wiffenarsenale ein 
gewisses Maß von Schutz für die Kolonien bietet, daß diese 
Arsenale nicht hätten zurückgenommen werden sollen und daß 
sie .jetzt wieder errichtet werden sollten, bis andere und zum 
mindesten gleichwertige Schutzmaßnahmen vorgesehen werden 
können. Die anderen unter uns sind der. Meinung, daß das Be¬ 
stehen eines versiegelten Arsenals in einer jüdischen Kolonie 
£ine Versuchung für etwaige Marodeure ist und daß somit 
|jje Errichtung versiegelter Arsenale das Leben gerade jener 
gefährden könnte, deren Schutz sie dienen sollen. 

20. Während des Oktober 1928 und August 1929 wurden 
viele aufreizende und leidenschaftliche Artikel in der Presse 
Palästinas veröffentlicht. Wir sind der Meinung, daß die Be¬ 
fugnis der Palästina-Regierung, die Presse zu suspendieren, 
gegen Zeitungen, die solche Artikel veröffentlichten, hätte an¬ 
gewendet werden können. 

24. Die Klage, daß die Palästina-Regierung dauernd einen 
Mangel an Sympathie für die Errichtung des Jüdischen Na- 
tonalheims gezeigt hat und daß ihre Politik eine Politik der 
Schwäche gewesen ist, ist in hohem Maße auf die dem Mandat 
selbst innewohnenden Schwierigkeiten zurückzuführen ^ sowie 
auf das Unvermögen, die zweiseitige Natur der Politik, die 
die Regierung durchzuführen hat, richtig einzuschätzen. Es 
ist unsere Ansicht, daß die Regierung die schwierige „Auf¬ 
gabe“, eine neutrale und unparteiliche Haltung einzunehmen 
zwischen zwei Völkern, deren Führer wenig Neigung zu 
Kompromissen gezeigt haben, nach bestem Können erfüllt hat. 

V. Einwanderung 

25. Jüdische Unternehmung und jüdische Einwanderung 
haben, wo sie nicht die Absorptionsfähigkeit des Landes über¬ 
schritten haben, Palästina wesentlichen Nutzen ge¬ 
bracht, an dem das arabische Volk teilhat. 

26. Wir erachten jedoch, daß die Ansprüche und 
Forderungen, die von zionistischer Seite hinsichtlich der 
Zukunft der jüdischen Einwanderung nach # Palästina. vorge¬ 
bracht worden sind, von einer Art gewesen sind, daß sie unter 
den Arabern die Befürchtung geweckt haben, sie 
würden schließlich ihres Lebensunterhaltes beraubt werden und 
unter die politische Herrschaft der Juden 
kommen. 

27. Wir erachten ferner, daß Sir John Campbell im Recht 
war, als er darlegte, daß die Krisis von 1927 und 1928 „auf 
die Tatsache zurückzuführen sei, daß mehr Einwanderer nach 
Palästina gekommen sind, als sie das Land wirtschaftlich ab¬ 
sorbieren konnte“. 

29. Neben anderen und unmittelbaren Ursachen der Un¬ 
ruhen war das durch die jüdische Einwanderung bei den Ara¬ 
bern verursachte Furchtgefühl ein Faktor, der zu dem 
Ausbruch der Unruhen beigetragen hat. 


reichten nicht ihre Ziele und wurden durch die Bauern schutzver- 

fügung von 1929 ersetzt. D , , ~ * 

33 Zwischen 1921 und 1929 gab es große Bodenverkaufe, 
in deren Folge Gruppen von Arabern, ohne daß ihnen anderer 
Boden beschafft wurde, depossediert wurden. In einigen Fallen 
erhielten die depossedierten Araber Barentschädigung, und es 
kann gegen die jüdischen Bodenges ellsch al¬ 
te n hinsichtlich diese r Transaktio n e n keine 
Kritik erhoben werden. Diese Gesellschaften handelten 
im Einverständnis mit der Regierung. 

34. Die Bauernschutzverfügung von 1929 gewahrt zwar Ent¬ 
schädigung für Bodenentziehung, tut aber nichts, um der Ten¬ 
denz der Entsetzung der Bauern von ihren Pachtboden Einhalt 
zu gebieten. Die bloße Verfügung der Geldentschädigung ist 
sogar dazu angetan, diese Tendenz zu ermutigen. 

35. Die Lage spitzt sich jetzt zu. Es gibt keinen Boden 
mehr, auf dem die abgesetzten Personen sich ansiedeln könnten. 
Infolgedessen wird eine landlose und unzufriedene 
Klasse geschaffen. Das Bestehen einer solchen Klasse be¬ 
deutet eine potentielle Gefahr für das Land. Bis 
nicht irgendeine Lösung gefunden worden ist, wird diese Frage 
eine ständige Quelle von Unzufriedenheit in der Gegenwart und 
eine potentielle Ursache von Unruhen in Zukunft sein. 

36. Palästina kann nicht eine größere landwirtschaftliche 
Bevölkerung erhalten, als es sie gegenwärtig erhalt, es sei 
denn, daß die Ackerbaumethoden einer radikalen Aenderung 
unterworfen werden. Bei intensiverer Bodenbearbeitung — 
wenn sich eine solche als möglich erweisen sollte — könnte 
Raum für eine Anzahl von Neuankömmlingen in gewissen 
Distrikten beschaffen werden. 


VII. Die arabischen Beschwerden betreffend Konstitution 

37. Es ist zu bedauern, daß die arabischen Führer nicht das 
Angebot eines Legislative Council, das ihnen 1922 ge¬ 
macht wurde, angenommen haben. Heute ist die arabische Be¬ 
völkerung einig in der Forderung nach einem ge¬ 
wissen Maß von Selbstregierung. Diese Einigkeit 
bezüglich des Zieles mag zeitweilig schwächer werden, aber sie 
Wird unvermeidlich in voller Kraft durch jede größere Streit- 
Frage, die nationale Interessen betrifft, wiederbelebt werden. Es 
ist unsere Meinung, daß ein Gefühl der Erbitterung unter den 
Arabern von Palästina als Ausfluß ihrer Enttäuschung über den 
andauernden Mißerfolg, irgend ein Maß von Selbstregierung zu 
erhalten, die Schwierigkeiten der lokalen Administration stark 
erhöht. 


VIII. Kleinere arabische Beschwerden 

38. Von den anderen vier von arabischer Seite erhobenen 
Klagen — Gewährung von Konzessionen an die Herren Ruten¬ 
berg und Novomeysky, die Position der in Palästina geborenen 
und jetzt im Auslande lebenden türkischen Untertanen, das hohe 
Steuerniveau und die Tilgung eines Teiles der Schuld des Stadt¬ 
rates von Tel-Aviv an die Palästina-Regierung — sind einige 
nicht begründet und keine kann als ernster Beschwerdegrund 
angesehen werden. 

IX. Die dem Mandat innewohnenden Schwierigkeiten 

39. Die der Balfour-Deklaration und dem Mandat inne¬ 
wohnenden Schwierigkeiten sind Faktoren von höchster Wich¬ 
tigkeit bei der Betrachtung des Palästina-Problems. Der Erlaß 
einer klaren Definition ihrer Politik durch ein Statement, daß 
es die feste Absicht der Regierung Sr. Majestät ist, diese Poli¬ 
tik bis ins kleinste zu erfüllen, würde für die Sicherung einer 
guten Regierung des Landes von größtem Nutzen sein. 

40. Es herrscht unter den Arabern in Palästina ein starkes 
Gefühl der Erbitterung über eine Lage, nach der (während sie, 
die Araber, keinen direkten Zugang zu der Regierung Sr. Ma¬ 
jestät haben) den Juden in Palästina gemäß der der Zionisti¬ 
schen Organisation nach Artikel 4 des Mandates übertragenen 
Funktion gestattet ist, an die Regierung direkt heranzutreten. 


VI. Das Bodenproblem 

31. Bald nach Einsetzung einer zivilen Verwaltung in Pa¬ 
lästina sorgte die Administration dafür, daß die Interessen von 
Pächtern und Bauern nicht durch den Verkauf großer Grund¬ 
stücke benachteiligt werden. 

32. Die Bodenübertragungsverfügungen von 1920 und 1921 
hatten das Ziel, die Interessen der Bauern zu schützen und ihre 
Entfernung vom Boden zu verhindern. Diese Verfügungen er¬ 


X. Verteidigung und Sicherheit 

41. Die Einschränkung der Garnison in Palästina und Trans¬ 
jordanien ging zu weit. 

42. Das Verhalten der britischen Polizei in Palästina wäh¬ 
rend der Zeit der Unruhen verdient höchstes Lob. Auf die pa¬ 
lästinensische Polizei als Kollektiv betrachtet, konnte man sich 
nicht verlassen, nachdem Feuer eröffnet worden war. Die trans¬ 
jordanische Grenzmacht bewies musterhafte Loyalität. > 







43. Der Informationsdienst in Palästina hat sich als unzu¬ 
länglich erwiesen. 

Empfehlungen der Kommission. 

Die höchste Bedeutung messen wir unserer ersten Empfeh¬ 
lung bei, daß die Regierung Sr. Majestät erwägen sollte, ob 
es ratsam sei, eine klare Darstellung ihrer Politik herauszu¬ 
geben, deren Wert sehr erhöht werden würde, wenn sie sich 
mit den Punkten befaßte, die wir nachstehend anführen. 

Unsere Empfehlungen bezüglich der Einwanderungs¬ 
und Bodenfragen basieren in hohem Maße auf der An¬ 
nahme, daß die Regierung Sr. Majestät bei der Definierung ihrer 
Politik klar erklären wird, daß die Rechte und die Position der 
nicht jüdischen Gemeinden in Palästina voll 
gewahrt werden sollen. 

Definition der Politik 

46. Es ist unsere Meinung, daß die Veröffentlichung einer 
klaren Darstellung der Politik, die die Regierung Sr. Majestät 
in Palästina zu verfolgen beabsichtigt, für die gute Regierung 
dieses Landes notwendig ist. Wir empfehlen deshalb, daß die 
Regierung Sr. Majestät erwägen solle, ob es ratsam sei, ein 
solches Statement mit möglichst geringer Verzögerung zu er¬ 
lassen; es ist wichtig, daß die Regierung Sr. Majestät es klar¬ 
macht, daß sie beabsichtigt, dieser Politik mit allen ihr zu 
Gebote stehenden Mitteln volle Wirkung zu verleihen. Welche 
Form immer dieses Statement haben mag, sein Wert würde 
sehr erhöht werden 1. wenn es in klaren und positiven Aus¬ 
drücken eine Deutung enthielte, die die Regierung Sr. Ma¬ 
jestät denjenigen Abschnitten im Mandat gibt, welche die 
Sicherung der Rechte der nichtjüdischen Gemeinden in diesem 
Lande vorsehen und 2. wenn sie als Richtschnur für die Re¬ 
gierung Palästinas deutlichere Richtlinien als bisher über die 
Politik in vitalen Fragen wie Boden und Einwanderung nieder- 

Einwanderung 

47. Jede Ungewißheit über die Linie der Politik in der 
vitalen Angelegenheit der Einwanderung muß sich in der Hal¬ 
tung der Palästina-Regierung, in der Haltung und Stimmung 
der arabischen Bevölkerung und jener, die jüdische Interessen 
vertreten, widerspiegeln. Wir empfehlen deshalb, daß die Re¬ 
gierung Sr. Majestät bald eine klare und entschiedene Deklara¬ 
tion der Politik erlassen soll, die hinsichtlich der Regulierung 
und der Kontrolle weiterer jüdischer Einwanderung nach Pa¬ 
lästina befolgt werden soll, und daß sie bei der Abfassung 
dieser Deklaration unsere Konklusionen über das Thema der 
Einwanderung berücksichtigt. Die administrative Ma¬ 
schinerie für die Regulierung der Immigration sollte das 
Ziel haben, eine Wiederholung der übermäßigen Einwanderung 
von 1925 und 1926 zu verhüten. Es sollte irgendeine geeignetere 
Methode ersonnen werden, um die Erteilung von Einwande¬ 
rungszertifikaten der Arbeiter-Kategorie zu regulieren. Bis 
irgendeine Form repräsentativer Regierung in Palästina ge¬ 
funden ist, sollte, wenn möglich, eine Maschinerie ersonnen wer¬ 
den, durch die nichtjüdische Interessen befragt werden können 
in Angelegenheiten, die im Falle des Bestehens eines Legis¬ 
lative Council dem speziellen, im Weißbuch von 1922 erwähnten 
Einwanderungskomitee überwiesen worden wären. 

Boden 

48. Eine wissenschaftliche Untersuchung sollte von Exper¬ 
ten über die Aussichten der Einführung verbesserter Kultivie¬ 
rungsmethoden in Palästina durchgeführt werden. Die Boden¬ 
politik könnte dann im Lichte der dadurch erkundeten Tatsachen 
geregelt werden. Es ist von wesentlicher Bedeutung, daß in 
jedem als Ergebnis der Experten-Untersuchung angenommenen 
Plan für Bodenentwicklung auf den natürlichen Zu¬ 
wachs der jetzigen ländlichen Bevölkerung Rücksicht genom¬ 
men werden solle. Es ist von vitaler Bedeutung, daß, bis Resul¬ 
tate dieser Prüfung vorliegen, der jetzigen Tendenz zur Ent¬ 
setzung der Bauern vom Boden Einhalt getan 
wefde. Die Palästina-Regierung sollte die Möglichkeit in Er¬ 
wägung ziehen, die Landwirtschaftsbank neu einzurichten oder 
durch andere Mittel den Bedürfnissen der kreditbedürftigen 
ärmeren Bauern entgegenzukommen, um sie in die Lage zu 
versetzen, ihre jetzigen Ackerbaumethoden zu verbessern. 


, * 


* 


Konstitutionelle Entwicklung 

49. Wir möchten keinerlei formale Empfehlung über die 
Frage konstitutioneller Entwicklung machen. Wir möchten je¬ 
doch dringend ersuchen, daß, wenn die Frage konstitutioneller 
Entwicklung in Palästina wieder in Erwägung gezogen wird, 
unsere Konklusion beachtet werden solle, daß das Fehlen irgend¬ 
eines Maßes von Selbstregierung die lokale Administration sehr 
erschwert. 

Pressehetze 

52. Es sollten Schritte getan werden, die gewährleisten, daß 
die Aufmerksamkeit der höheren Beamten der Pälästina- 
Regierung in Zukunft auf alle Artikel der palästinensischen^ 
Presse gelenkt wird, die geeignet sind, die Gefühle der Be¬ 
völkerung aufzureizen. Die Palästina-Regierung sollte das 
Pressegesetz in dem Sinne reformieren, daß die Gerichte in 
jedem Falle, in welchem die Veröffentlichung von zu einem 
Friedensbruch aufreizenden Artikeln in einer Zeitung erfolgt, 
eine Verurteilung aussprechen sollen. 

Verhetzung 

53. Es sollten sofort Schritte unternommen werden, um 
die zugestandenerweise bestehenden Mängel im ELj k u n - * 
dungsdienst der Palästina-Regierung zu beheben. Ein 
entsprechender wirksamer Erkundungsdienst ist unerläßlich, , 
um die Regierung instandzusetzen, die Tätigkeit von Perso¬ 
nen, die die nationalen Gefühle aufzustacheln versuchen, zu 
verhindern. 

Funktionen der Zionistischen Organisation 

54. Wir empfehlen, daß die Regierung Sr. Majestät das 
im Jahre 1922 gemachte Statement neu bestätigen solle, laut 
welchem die der Zionistischen Organisation durch das Mandat 
zugewiesene Sonderposition diese nicht dazu berechtigt, ip- 
irgendeinem Grade an der Regierung Palästinas teilzuhabeü*’ 

Wir empfehlen der Regierung Sr. Majestät, die Möglich¬ 
keit zu prüfen, irgendeine präzise Definition der Bedeutung von 
Artikel 4 des Palästinamandats niederzulegen. 

Verteidigung und Sicherheit 

55. Die Frage der geeignetsten Form einer Garnison für 
Palästina sollte von den zuständigen Stellen geprüft werden. 
Bis zur Entscheidung dieser Frage und bis zur Verbesserung 
der nationalen Beziehungen sollte keine Verkleinerung der 
gegenwärtigen Garnison von zwei Infanterie-Bataillonen statt¬ 
finden. 

Schlußfolgerung. 

In einer Atmosphäre, in der nationaler Antagonismus und 
gegenseitiger Verdacht allgemein sind und die durch die tra¬ 
gischen Ereignisse vom August 1929 noch mehr vergiftet wor¬ 
den ist, mag es in diesem Augenblick müßig scheinen, aus¬ 
zusprechen, daß weder für den Erfolg jüdischer Kolonisation 
in Palästina, noch für die friedliche und fortschrittliche Ent¬ 
wicklung des arabischen Volkes Aussicht vorhanden ist, wenn 
nicht durch Zusammenarbeitzwischendenbeiden 
Völkern Ausgleichung ihrer Differenzen und Eliminierung 
der Verdachtsursachen auf irgendeine Weise bewirkt werden. 

Die Aussichten gemeinsamer Bestrebungen auf irgendeinem 
Gebiet politischer Tätigkeit sind nicht ermutigend. Die 
Ereignisse vom August 1929 können nicht leicht vergessen 
werden. Zusammenarbeit in wirtschaftlichen Angele¬ 
genheiten kann jedoch möglich sein und ist das Mittel, durch 
das die ausgleichenden Vorteile jüdischer Siedlung dem arabi¬ 
schen Volke dargetan werden können. Das Wohl einer ganzen 
Gemeinschaft macht es erforderlich, daß die jüdischen 
Führer sich durch ihre höchst natürlichen Gefühle nicht 
davon zurückhalten lassen sollen, bis zum Aeußersten die Mög- 
lichkeit* wahrzunehmen, auf die oben bezeichnete Weise für 
eine bessere Verständigung zwischen den bei¬ 
den Völkern zu wirken. Es will scheinen, daß bisher wenig 
Anstrengungen nach dieser Richtung hin gemacht worden sind. 
Es ist wahr., daß jüdische Einwanderung und 
jüdische Unternehmungen dem Lande großen 


Nutzen gebracht haben, an dem das arabische 
Volk Anteil hat. Aber die Vorteile für die Araber waren 
bisher nur ein Nebenprodukt der Unternehmung und 
bildeten nicht einen Bestandteil der ursprünglichen Absicht. 
Aber die Sache liegt so, daß, während die Juden für Wohltaten, 
die sie dem Lande als Ganzem erwiesen, mit Recht Kredit be¬ 
anspruchen, die Araber keine Dankbarkeit für die ihnen er¬ 
wachsenden Vorteile zeigen, da sie das Gefühl haben, daß diese 
Vorteile unbeabsichtigte Folgen einer Politik sind, 
die sie mißbilligen. 

Den arabischen ui\d moslemischen Führern 
liegt eine Pflicht ab, die unmißverständlich klar ist: Sie soll¬ 
ten es allen ihren Anhängern und allen ihren Glaubensbrüdern 
klarmachen, daß sie sowohl als Körperschaft wie als Einzel¬ 
personen Unordnung und Gewalt mißbilligen. 
Und wenn von jüdischer Seite ein wirklicher Versuch gemacht 
wird, in der Landwirtschaft oder in anderen wirtschaftlichen 
Tätigkeiten mit den Arabern zusammenzuarbeiten, wird es den 
arabischen Führern obliegen, als Erwiderung auf diesen Ver¬ 
such zu zeigen, daß sie es aufrichtig meinten, als sie vor uns 
das Bekenntnis ablegten, daß sie sich jüdischen Tätigkeiten in 
Palästina nicht widersetzen, wo diese von Nutzen für Ange- 
hörige*ihres eigenen Volkes sind. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Morde und 
anderen verbrecherischen Akte vom letzten August, für die 
keine Worte der Verurteilung zu streng sind, für einige Zeit 
die Hoffnung auf eine allgemeine Beilegung der Differenzen 
zwischen den beiden Völkern hinausgeschoben haben. Doch 
ist, wie die verantwortlichen Führer beider Völker sich ver¬ 
gegenwärtigen und es auch ihren Anhängern klarmachen soll¬ 
ten, ohne Zusammenarbeit im Geiste gegenseitiger Toleranz 
wenig Hoffnung, daß die Aspirationen jedes der beiden Völker 
verwirklicht werden können. 

Harry Snell’s Vorbehalte 

Obwohl ich den vorstehenden Bericht unterzeichnet habe, 
kann ich mich nicht mit einigen der Kritiken und Konklusionen, 
die er enthält, einverstanden erklären, und ich möchte es über 
jeden Zweifel klarlegen, daß meine Unterschrift unter dem Be¬ 
richt keine Uebereinstimmungmitder allgemei¬ 
nen Stellung meiner Kollegen zum Palästina- 
Problem bedeutet. Die Politik der Errichtung des Jü¬ 
dischen Nationalheims in diesem Lande hat zweifellos kompli¬ 
zierte Fragen in nationaler wie in wirtschaftlicher Beziehung 
aufgeworfen, aber ich bin überzeugt, daß diese Fragen weder 
außerordentlich noch unlösbar sind, und ich glaube, daß viele 
der unmittelbaren Ursachen zu den Unruhen am letzten August 
eher zeitweiligen als fundamentalen Charakter hatten und auf 
Befürchtungen und Antipathien zurückzuführen waren, die 
meiner Ueberzeugung nach die moslemischen und arabischen 
Führer zu politischen Zwecken weckten und wach hielten. 

Ich sehe deshalb die Verantwortung jener Füh¬ 
rer für Art und Führung der Aufhetzungs-Kampagne, die zu 
den Unruhen im August geführt haben, ernster an, als meine 
Kollegen es tun. Ich glaube, daß der Wunsch, sich die Unter¬ 
stützung eines geeinigten moslemischen Volkes zu sichern, für 
den Mufti das einzige Motiv seines Handelns war, und während 
ich nicht überzeugt bin, daß er für den Charakter des von einigen 
seiner Anhänger geführten antizionistischen Feldzuges direkt 
verantwortlich war oder daß er sogar hierbei ein Auge zu¬ 
drückte, habe ich nicht den geringsten Zweifel daran, daß er 
über die Natur dieses Feldzuges im klaren war und daß er 
sich die Gefahr von Unruhen vergegenwärtigte, die immer da 
ist, wenn religiöse Propaganda aufreizender Natur unter einer 
moslemischen Bevölkerung verbreitet wird. Ich messe des¬ 
halb dem Mufti einen größeren Anteil an der 
Verantwortung für die Unruhen zu, als ihm in 
dem Bericht zu gemessen wird. Ich bin der Meinung, 
daß der Mufti den Vorwurf dafür tragen muß, daß er es unter¬ 
lassen hat, irgendeine Anstrengung zu machen, um äen Cha¬ 
rakter einer Agitation zu kontrollieren, die im Namen einer Re¬ 
ligion geführt wurde, deren Oberhaupt er in Palästina ist . . . 

Ich bin überzeugt, daß die Masse des arabischen 
Volkes von Palästina in keiner Weise mit den beklagens¬ 
werten Ereignissen vom letzten August identifiziert werden 


kann. Die gute Beziehung, die an manchen Orten zwischen den 
Angehörigen beider Völker herrscht, wurde während der Un¬ 
ruhen durch einige tapfere arabische Arbeiter sehr schlagend 
•dargetan, die mit ernstem Risiko für sich und ihre Familien 
ihre jüdischen Arbeitsgenossen in ihren Häusern solange be¬ 
herbergten, bis die Gefahr vorüber war, und sie dann, als Arabet 
verkleidet, in Sicherheit zu ihren Volksangehörigen zuruck- 
geleiteten . . . 

Ich kann nicht die Palästina-Regieru n g v o n 
der Schuld befreien, daß sie nicht in einem offiziellen 
Communique der Legende, als ob die Juden Absichten auf die 
moslemischen Heiligen Stätten hätten, entgegengetreten ist. 
Die Tatsache, daß es einzelne Juden in Palästina und anders¬ 
wo gibt, die die jahrtausende alte Hoffnung hegen, daß, wenn 
der Messias kommt, der jüdische Tempel auf der alten Stätte 
errichtet werden wird, hätte die Regierung nicht davon ab¬ 
halten dürfen, das durchzuführen, was meiner Meinung nach 
ihre unzweideutige Pflicht war . . . 

Es ist meine Ansicht, daß in dem Bericht in Angelegen¬ 
heiten wie „Jüdische Einwanderung“ und „Boden¬ 
prob 1 e m“ zuviel Bedeutung den erregten Protesten arabi¬ 
scher Führer auf der einen Seite und den ungeduldigen Kri¬ 
tiken und Forderungen zionistischer Führer auf der anderen 
Seite beigemessen wird. In Palästina notwendig ist weniger 
eine Aenderung der Politik in diesen Dingen als vielmehr eine 
Geistesänderung bei der arabischen Bevöl¬ 
kerung, die zu dem Glauben ermutigt worden ist, daß sie 
ein großes Unrecht erlitten hat und daß der eingewanderte 
Jude eine dauernde Drohung für ihren Lebensunterhalt und 
ihre Zukunft bedeute. Ich bin überzeugt, daß diese B e f ü r c h - 
tungen übertrieben sind und daß man bei gründ¬ 
licher Prüfung der Lage zu dem Ergebnis kommen wird, 
daß das arabische Volk aus dem jüdischen Unternehmen 
eher Gewinn als Verlust zieht. Ich zweifle nicht daran, 
daß jüdische Tätigkeiten das Gedeihen Palästinas erhöhen, den 
Lebensstandard des arabischen Arbeiters gehoben und die 
Fundamente gelegt haben, auf denen der zukünftige Fort¬ 
schritt der beiden Gemeinschaften und ihre Entwicklung zu 
einem Staat gegründet werden kann . . . 

Ich spreche die jüdischen Behörden von jeder Schuld 
in der Angelegenheit der Bodenerwerbung 
frei; verantwortliche jüdische Führer leugnen einmütig jede 
Absicht, die arabischen Pächter in jüdischem Interesse zu be¬ 
nachteiligen. So sagte uns Dr. R u p p i n , daß die Zionisten 
„nicht wünschen, die Araber vom Boden zu vertreiben, und 
zwar nicht nur darum, weil unser Gewissen dagegen ist:, son¬ 
dern auch weil ein ungeheures Maß von Haß gegen uns ent¬ 
stehen würde, das es uns schwer machen würde, mit den 
Arabern zusammen zu arbeiten“. Herr Jabotin sky sagte: 
,„Es gibt nicht einen Zionisten, der auch nur im Traume daran 
denkt, die ländliche Bevölkerung aus Palästina zu vertreiben“. 
Endlich möchte ich aus einem der Kommission durch die all¬ 
gemeine Föderation der Jüdischen Arbeiter unter¬ 
breiteten Memorandum den folgenden Abschnitt zitieren: „Die 
jüdische Arbeiterbewegung erachtet das -»arabische Volk als 
ein integrales Element dieses Landes. Es wird nicht daran 
gedacht, daß diese Bevölkerung verdrängt werde oder daß 
jüdische Siedler sich auf deren Kosten etablieren. Dies würde 
nicht nur vom politischen und wirtschaftlichen Standpunkt un¬ 
möglich sein, sondern es würde auch der moralischen Auf¬ 
fassung, die der zionistischen Bewegung zugrundeliegt, zu¬ 
wider laufen. Jüdische Einwanderer, die in dieses Land kom¬ 
men, um von der Frucht ihrer eigenen Arbeit zu leben, be¬ 
trachten die arabischen arbeitenden Menschen als ihre Mit¬ 
bürger und Mitarbeiter, deren Bedürfnisse ihre Bedürfnisse 
sind und deren Zukunft ihre Zukunft ist. Die Verwirklichung 
des Zionismus wird als die Schaffung einer neuen Oekonomie 
angesehen werden, nicht um die arabische Oekonomie zu er¬ 
setzen, sondern um sie zu ergänzen“. . . 

Es ist meine wohlerwogene Ansicht, daß das Gedeihen. Pa¬ 
lästinas, wenigstens für die nächsten Jahre, von der erfolg¬ 
reichen Entwicklung der Landwirtschaft und der Besserung der 
Landwirtschaftsmethoden abhängt. Ich sehe keinen anderen 
Weg dies zu erreichen, als den durch jüdisches Unter¬ 
nehmertum. Ich bin deshalb von der Notwendigkeit uber¬ 
zeugt, daß jüdischen Kolonisten ein fairer Anteil an allem ver¬ 
fügbaren Boden gegeben werden muß. 

Der Wunsch der arabischen Führer nach Selbst¬ 
regierung ist durchaus achtbar. Er bildet einen Faktor, der 
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in Rechnung gezogen werden muß. Aber ich glaube nicht, daß 
die Nichterhaltung eines sie zufriedenstellenden Maßes von 
Selbstregierung in irgendeiner Weise zu den Ausbrüchen bei¬ 
trug. Meiner Ansicht nach kann Fortschritt in Palästina — wo¬ 
mit ich den gemeinschaftlichen Fortschritt der beiden Völker 
meine — nicht auf den Richtlinien politischer Konzession er¬ 
wartet werden, sondern eher durch sozialen und wirtschaftlichen 
Wiederaufbau und durch öffentliche Sicherheit . . . 

Die Hauptprinzipien einer Beilegung des nationalen Zwistes 
sind die, daß die ganze Bevölkerung dazu gebracht wird, sich 
zu vergegenwärtigen, daß die Mandatarmacht vom Völkerbund 
mit feierlichen Verpflichtungen betraut worden ist, die sie zu 
erfüllen entschlossen ist, und daß ein jüdisch-arabisches Staats¬ 
volk eine Tatsache ist, mit der man sich abfinden muß. Als 
Entgelt für die Sicherheit an Leben und Eigentum, die der 
Staat übernimmt, muß jedes Volk dem anderen das Recht zu 
leben zugestehen, muß jedes Volk die Religion und die sozia¬ 
len Traditionen des anderen respektieren und jedes für sich 
muß zu der Entwicklung eines binationalen palästinensischen 
Staatsvolkes beitragen. 

Als ein erster Schritt zu nationaler Zusammenarbeit würde 
es sich empfehlen, daß einige wenige Männer beider Völker, 
von unbezweifelbarem Charakter und Einfluß, Zusammenkom¬ 
men, und die Möglichkeiten gemeinsamer Bemühung zu ge¬ 
meinsamen Zielen erforschen. Eine solche Zusammenkunft 
könnte den Weg zu einer größeren binationalen Konferenz mit 
repräsentativem Charakter bahnen, die über spezifische Vor¬ 
schläge betreffend das Wohl der Nation als Ganzer sich einigen 
könnte. Damit angefangen, könnte die Bewegung für nationale 
Zusammenarbeit von den Führern auf die gewöhnlichen Bür¬ 
ger beider Völker, wo immer sie Seite an Seite leben, ausge¬ 
dehnt werden, gemäß dem Prinzip, daß das organisierte Leben 
einer Gemeinschaft auf der breitest möglichen Basis ruhen 
müsse. Weder die engere Zusammenkunft, noch die breitere 
Konferenz, noch irgendwelche in Dörfern oder Städten beste¬ 
hende Komitees sollten es versuchen, das nationale Problem 
als solches zu lösen; diese Körperschaften sollten sich auf die 
Ergreifung praktischer Schritte zur Sicherung sozialen Auf¬ 
stiegs, übernationaler Gerechtigkeit und guten Willens be¬ 
schränken. Ihr Einfluß würde sich auf das ganze Land aus¬ 
breiten, praktische segensreiche Ergebnisse würden folgen, Ver¬ 
dacht würde besänftigt werden, und aus allen diesen Bemühun¬ 
gen würde eine Reserve an Verständnis und gutem Willen 
anwachsen, dazu angetan, nationale Schwierigkeiten beizulegen 
und Araber wie Juden in der Aufgabe zu vereinigen, ein glück¬ 
liches und gedeihendes Land aufzubauen. 

III. 

Der Bericht hat naturgemäß die Aufmerksamkeit aller 
am Palästinaproblem Beteiligten und Interessierten gefun¬ 
den. Seine Folgerungen werden fraglos für die zukünf¬ 
tige Politik Englands in Palästina von Wichtigkeit sein. 
Die jüdische Öffentlichkeit hat den Bericht vielfach stark 
getadelt. Ohne Zweifel hat die Kommission durch die Be¬ 
handlung der Immigrations-, Boden- und Verfassungsfrage 
sich über die ihr aufgetragene Analyse der „unmittelbaren 
Ursachen der Ereignisse“ hinausbegeben. Es konnte nicht 
ausbleiben, daß eine Behandlung dieser Fragen durch die 
Methode der Zeugenvernehmung im Kreuzverhör viel 
schiefe Besultate zeitigen mußte. Zur maßgeblichen Be¬ 
urteilung dieser Momente gehören vielmehr ebenso sehr 
eine eindringliche Expertise über die Bodenverhältnisse 
und die wirtschaftlichen Perspektiven des Landes wie das 
Inrechnungstellen des Umstandes, daß eine mit modernen 
kolonisatorischen Mitteln arbeitende jüdische Immigration 
vom Lande auf genommen werden soll. Die Kommission 
konnte eine solche Untersuchung nicht führen; trotzdem 
hat sie sich dazu verstanden, auf Grund der Zeugenaus¬ 
sagen zu berichten, heute, nachdem das Land die jüdische 
Immigration der letzten zehn Jahre aufgenommen habe, 
sei der kultivierbare Boden in Anspruch genommen. Die 
Kommission mußte sich jedoch selbst widersprechen, in¬ 
dem sie feststellte, bei intensiver Bodenbearbeitung könne 
• * * 
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Raum für weitere Immigration geschaffen 
werden. Gerade dies ist der Standpunkt, den die Jewish 
Agency stets vertreten hat. Intensivere Kultivie- 
rungder Bodenflächen dort, wo ein F ellache heute 
100—200 Dunam nach primitiven Methoden extensiv be¬ 
wirtschaftet, dort, wo ein Siedler mit moderner intensiver 
Landwirtschaft von 15 bis 20 Dunam in noch größerem 
Wohlstand leben kann, öffnet der Immigration weite Mög¬ 
lichkeiten und verbessert die Wirtschaft und Lebenshal¬ 
tung der arabischen Landbevölkerung. Die Regierung hat 
bereits einen Sachverständigen, SirJohnHopeSimp- 
s o n, nach Palästina gesandt, um genaues Material über 
die auf diese Weise gebotenen Kolonisationsmöglichkeiten 
zu unterbreiten, worüber wir an anderer Stelle berichten. 

Auch bei der Untersuchung der Einwanderuügsfrage 
begeht die Kommission einen schweren Fehler. In den 
Jahren 1925 und 1926 führte der schreckliche wirtschaft¬ 
liche Druck, der auf den Juden Osteuropas lastete, eine 
Massenimmigration nach Palästina, die nicht mit genügend 
Kapital versehen war, um gänzlich im Lande einwurzeln 
zu können, und dies hatte in den Jahren* 1926 bis 192# 
eine — heute überwundene — Arbeitslosigkeit und Rück¬ 
wanderung aus Palästina zur Folge. Daß die Konfrmission 
meint, die Lasten dieser Immigration habe „das Land, also 
auch die arabische Bevölkerung“, tragen müssen, und dies 
habe Mißstimmung und Befürchtungen unter den Arabern 
erregt, verrät, daß dieser Punkt ungründlich und ’ auf 
Grund einseitiger Information behandelt wurde. Denn in 
Wirklichkeit hat die Palästinaregierung berichtet, daß das 
Land als solches durch die großen Abgaben, die diese Immi¬ 
granten für Einwanderung und durch Zölle beim Waren¬ 
import zahlten, seine Finanzlage bedeutend verbessert upd 
die Regierungskasse Überschüsse erzielt habe, während die 
mit der Immigration verbundenen Bodentransaktionen ganz 
bedeutende Kapitalien den einzelnen verkaufenden Arabern 
zuführten. Die zur Beschäftigung der Arbeitslosen in 
jenen Jahren erforderlichen konstruktiven Arbeiten wurden 
dagegen im Interesse und zur Verbesserung der jüdischen 
Kolonisation und nur mit den eigenen jüdischen Mitteln 
durchgeführt. Auch in Zukunft wird selbstverständlich die 
jüdische Immigration darauf beruhen, daß wir mit un¬ 
seren eigenen Mitteln, wie sie uns in der Hauptsache unser 
Finanzinstrument, der Keren Hajessod, und weiter die von 
Juden und jüdischen Gesellschaften im Lande angelegten 
Kapitalien bieten, neue wirtschaftliche Möglichkeiten 
schaffen, die die Bevölkerung des Landes nicht verdrängen, 
sondern sie in ihrer Entwicklung fördern werden. 

Richtig ist die Beschwerde der Araber, daß das Land 
ohne eine Selbstverwaltung der Bevölkerung regiert wird. 
Weder England noch die Juden hielten es für möglich, 
der arabischen Majorität bestimmenden Einfluß zu gewäh¬ 
ren, wenn dieser es England unmöglich gemacht hätte, 
das Mandat mit seinen Bestimmungen über die jüdische 
Immigration und Kolonisation auszuführen und die Jewish 
Agency der Möglichkeit beraubt hätte, die Immigration und 
Kolonisation der nach Palästina strebenden Juden plan¬ 
mäßig fortzusetzen. In den letzten Monaten hat eine 
arabische Delegation in London geweilt und 
mit der englischen Regierung über die arabischen Fragen 
verhandelt. Wie sich herausgestellt hat, waren diese For¬ 
derungen auch heute so, daß die Regierung und die arabi¬ 
sche'Delegation sich nicht auf der Grundlage des Mandats 
haben einigen können. Nichtsdestoweniger vertreten auch 
alle jüdischen Kreise einmütig den Standpunkt, daß die 
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Regierung mit der Erziehung der Bevölkerung 
zur Selbstverwaltung ernstlich beginnen müsse und 
daß im Rahmen der lokalen Verwaltung und durch bera¬ 
tende Körperschaften bei der Regierung baldigst ein An¬ 
fang gemacht werden soll. 

Man hat vor allem an dem Bericht ausgesetzt, daß er 
nach der Feststellung, daß die Unruhen selbst von Anfang 
an ein durch nichts zu entschuldigender Aaigriff von Ara¬ 
bern auf Juden waren., sich hat verleiten lassen, solche 
größeren Fragen der Kolonisation und Politik zu behandeln, 
und zwar hauptsächlich auf die gegen die jüdische Koloni¬ 
sation gerichteten arabischen Aussagen gestützt. Wir sind 
uns aber darüber klar, daß diese größeren Fragen jeden¬ 
falls zur Verhandlung stehen, wie dies der Präsident der 
Jewish Agency in der Rede, die wir in der Januarnummer 
von „Unser Werk“ wiedergegeben haben, betont hatte. 
Auch der Bericht der Shaw-Kommission kann bei der 
Lösung dieser Probleme hilfreich sein. Er stärkt die 
moralische Kraft aller am Palästinaaufbau interessierten 
Juden; weil er die Schuldlosigkeit der Juden am Ausbruch 
der Unruhen feststellt. Er regt an, die Sicherheitsverhält¬ 
nisse des Landes zu verbessern und die Polizei zu reor¬ 
ganisieren — eine von der Regierung sofort aufgenommene 
und schon fast durchgeführte Reform, die geeignet ist, 
den in Palästina lebenden Juden und der ganzen Welt eine 
Beruhigung und eine Ermutigung bei ihrer Arbeit zu sein. 
Er gibt zu, daß bei intensiver Landwirtschaft Boden für 
Einwanderung zur Verfügung steht, und wir fügen hinzu, 
daß die industrielle Entwicklung der Städte diesen Rahmen 
noch erweitert. Er weist auf die Wichtigkeit der Konsti¬ 


tutionsfrage in Palästina hin. Eine fortschrittliche Ent¬ 
wicklung auf diesem Gebiet wird das moralische Niveau 
der Bevölkerung heben, der Auseinandersetzung über die 
Interessen des Landes Formen moderner Zivilisation geben 
und manche unbefriedigten Wünsche erfüllen und auch 
hierdurch zum Frieden und Gedeihen des Landes bei¬ 
tragen. 

So sehen wir die Linie unserer zukünftigen Arbeit vor 
uns. Wir wünschen, daß Frieden im Lande 
herrsche. Unsere Arbeit ist getragen von dem Grund¬ 
sätze, den der Vertreter der Jewish Agency, Harry Sacher, 
vor der Untersuchungskommission erklärt hat: 

„Unter der Politik des ,Jüdischen Nationalheims 4 ver¬ 
stehe ich eine solche, die den Juden die gesetzliche 
Grundlage gibt, in Palästina einzuwandern, das Land 
wieder aufzubauen und hier eine jüdische Kultur zu 
schaffen, die den wahren jüdischen Genius ausdrückt. 
Wir Juden haben nicht die Absicht, über andere zu herr¬ 
schen, ebenso wie wir nicht wünschen, von anderen be¬ 
herrscht zu werden. 44 

Wir wünschen weiter, daß die britische Regierung ihre 
Verpflichtungen aus dem Mandat erfüllt und die jüdische 
Kolonisation diesen Zusicherungen entsprechend fördert. 
Allen Bemühungen voran^ehen jedoch muß und wird 
die Einigkeit und Entschlossenheit der 
Juden, ihre ganze Kraft für die Vollendung des 
Palästinaaufbaus einzusetzen, um alle Schwierigkei¬ 
ten, die durch die eigene Arbeit gelöst werden können, bei¬ 
seite zu räumen. 


Die politischen Vorgänge seit dem Erscheinen des Berichts 


Gleich nachdem die Kommission den Bericht überreicht 
hatte, wurde die Regierung im britischen Unterhaus über die 
hierdurch geschaffene Situation befragt, und der Minister¬ 
präsident MacDonald gab unter Zustimmung des Par¬ 
laments eine Erklärung ab, die besagte: die Regierung * 
werde fortfahren, Palästina im Einklang mit den Bestim¬ 
mungen des Mandats zu verwalten; es könne keine Rede 
davon sein, daß Großbritannien von dieser nationalen Ver¬ 
pflichtung zurücktrete, nachdem die Regierung die Verant¬ 
wortung für die Förderung der Errichtung eines Jüdischen 
Nationalheims in Palästina übernommen habe. Die Regie¬ 
rung sei entschlossen, in gleichem Maße beiden Teilen der 
Deklarhtion, d. h. sowohl den Verpflichtungen gegenüber 
der jüdischen Gemeinschaft wie gegenüber den im Lande 
bestehenden nichtjüdischen Gemeinschaften Gerechtigkeit 
widerfahret zu lassen. Sie stehe darüber in Beratung mit 
den interessierten Beteiligten. Um künftigen Zwischen¬ 
fällen vorzubeugen, werde inzwischen Vorsorge für die 
notwendigen Polizeikräfte getroffen, um den bürgerlichen 
Frieden in Palästina sicherzustellen. 

Nach der an anderer Stelle erwähnten Abreise der arabi¬ 
schen Delegation aus London nahm der britische Außen¬ 
minister Henderson Gelegenheit, in der Sitzung des 
Völkerbundrats vom 15. Mai eine Erklärung über die Lage 
in Palästina abzugeben. Die notwendigen Maßnahmen zur 
Sicherung der Ordnung seien inzwischen getroffen worden, 
für den besseren Schutz der jüdischen Kolonien sei gesorgt. 
Zur Untersuchung der Immigrations- und Bodenfrage habe 
die Regierung einen Spezialkommissar # nach Palästina ent- 
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sandt. Im Anschluß an die Besprechungen, die die Regie¬ 
rung in London mit der arabischen Delegation gehabt habe, 
sei sie damit beschäftigt, Wege zu suchen, um im Rahmen 
des Mandats die legitimen Wünsche < erfüllen und beste¬ 
hende Befürchtungen beruhigen zu können. 

In der Tat hat die britische Regierung noch vor Über¬ 
reichung des Berichtes einen besonderen Sachverständigen 
für Sicherheitsfragen, den Polizeichef von Ceylon, Dow- 
biggin, nach Palästina gesandt, der Vorschläge für die 
Reorganisation der Polizei ausgearbeitet hat. Der britische 
Teil der Polizei ist inzwischen bereits um 479 Mann erhöht 
worden. 

Im Mai hat die Regierung Sir John Hope Simp¬ 
son, der früher in der Zivilverwaltung Indiens tätig war 
und später an leitender Stelle in der Kolonisation der grie¬ 
chischen Flüchtlinge mitwirkte, nach Palästina gesandt, 
um die Bodenfrage zu untersuchen und Vorschläge für die 
zukünftige Boden- und Einwanderungspolitik zu machen. 
Die Exekutive der Jewish Agency in Jerusalem hat für diese 
Untersuchung entsprechendes Material bereitgestellt. 

Im Hinblick darauf, daß der Bericht Simpsons nicht 
vor Ablauf von etwa 3 Monaten vorliegen wird, hat die 
Palästina-Regierung eine neue Einwanderung bis zu 
diesem Zeitpunkt aufgeschoben. 

Hierdurch kann in diesen Monaten die Einwanderung 1 auf 
Grund der 3300 von der Palästina-Regierung für das Halb¬ 
jahr April—September 1930 bestätigten Einwanderungs- 
Zertifikate nicht durchgeführt werden. In kraft bleiben'* 
vielmehr nur die bereits vorschußweise für dieses Halbjahr 
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gewährten 950 Zertifikate und die Einwanderung aus der 
Kategorie der Bemittelten. 

Die Jewish Agency hat sofort in London und in Jeru¬ 
salem energische Vorstellungen wegen dieser, wenn auch 
nur zeitweiligen Störung der Immigration erhoben. In 
allen Ländern hat der Widerstand gegen diese Maßnahmen 
in Protestaktionen Ausdruck gefunden. 


Eine neuere Verlautbarung der Palästina-Regierung hat 
angekündigt, daß bis zum Vorliegen des Berichtes von Sir 
John Hope Simpson eine provisorische Verordnung erge¬ 
hen werde, die eine Gefährdung der Position der Fellachen 
verhindert. Hiermit ist wohl gemeint, daß Fellachen einst¬ 
weilen keine größeren Boden-Transaktionen vornehmen 
sollen. 


Die Klagemauer-Kommission 


Ln der Januar-Nummer von „Unser Werk“ haben wir 
über die Grundsätze berichtet, nach denen vom Völker¬ 
bundsrat auf Antrag der britischen Regierung eine Kom¬ 
mission zur Erledigung der zwischen Juden und Arabern 
bestehenden Streitpunkte hinsichtlich des Gottesdienstes 
an der Klagemauer eingesetzt werden sollte. Der Völker¬ 
bundsrat hat nunmehr diese Kommission gebildet. Sie be¬ 
steht aus: Eliel Loefgren (Schweden), dem ehemaligen 


schwedischen Außenminister, als Vorsitzendem, Karl 
Barde, Richter am Genfer Zivil- und StrafgeHchtshof 
(Schweiz), C. I. van Kempen (Holländer), einem ehemali¬ 
gen hohen Beamten der holländischen Kolojiialverwaltung. 
Alle drei Mitglieder der Kommission sind Protestanten, 
zwei von ihnen hervorragende Juristen. Als Sekretär der 
Kommission wird möglicherweise ein Mitglied des Völker¬ 
bunds-Sekretariats fungieren. 


Jewish Agency und Gemeinden 

Von Justizrat Dr. Bla u- Frankfurt a. M. 


Es gibt — man darf das mit apodiktischer Gewißheit 
aussprechen — keine jüdische Gemeinde in Deutschland 
von irgendwelcher Bedeutung, sicher aber keine größere 
oder mittlere Gemeinde, der es in den heutigen Zeitläuften 
nicht außerordentlich schwer fällt, die Einnahmen mit den 
Ausgaben in Einklang zu bringen und einen den Erforder¬ 
nissen der Etatwahrheit entsprechenden Haushaltsplan auf¬ 
zustellen, der die so stark gesunkene Steuerkraft nicht 
überspannt und Austrittsgelüste nicht auch auf Seiten her¬ 
beiführt, die mit Verstand und Gemüt im Gemeindeleben 
verankert sind. Wenn unter diesen Umständen die Ge¬ 
meindeverwaltungen unter der Last der auf ihnen ruhen¬ 
den Verantwortung gezwungen sind, sich bei jedem Etat¬ 
posten, auch wenn er eine überaus wichtige Gemeindeein¬ 
richtung betrifft, die Frage vorzulegen, ob der einzustel- 
lende Betrag nicht wenigstens für das Etatsjahr ohne allzu 
großen Schaden gekürzt oder gar gestrichen werden kann, 
so wird dies ganz besonders nötig sein bei Posten, die die 
Erhaltung der Gemeinde nicht unmittelbar betreffen. Zu 
diesen gehören die Ausgaben für „Gemeinschafts- 
z wecke“. 

Es ist eine in Charakter und Geschichte der jüdischen 
Gemeinschaft tief begründete Tatsache, daß auch in den 
schwersten Zeiten die jüdischen Zentren in der ganzen 
Welt es als ihre heiligste religiöse Pflicht angesehen haben, 
minder Kräftigen zu Hilfe zu kommen. Die Erziehung 
des Volkes durch seine Führer ging eben planmäßig darauf 
hinaus, das Gemeinschaftsbewußtsein und die 
Tugend der Barmherzigkeit den nachfolgenden Generatio¬ 
nen einzupflanzen, um ihnen den Ruhmestitel 
„Barmherzige, Kinder von Barmherzigen“ zu vererben. 
Daß den Glaubensgenossen in Palästina die Liebe 
der Juden in aller Welt vorzugsweise zugewandt 
war, ist allein schon daraus zu ersehen, daß die Gemein¬ 
den der Diaspora ausnahmslos am Montag und Donners- 
tag gegen Schluß des Morgengottesdienstes den Klingel¬ 
beutel für Erez Israel herumgehen ließen. Besonders die 
deutsch-jüdischen Gemeinden haben in dieser Beziehung 
Großes geleistet und vorbildlich gewirkt. 

Wenn heutzutage die deutschen Gemeinden sich mehr 
als früher von dem Grundsätze „charity begins at home“ 


leiten lassen, wenn sie in erster Linie an die materielle 
und geistige Not im engeren und engsten Kreise denken 
müssen, so ist das nur zu verständlich. Darf aber darum 
eine jüdische Gemeinde, die doch ein Glied ifi der Kette 
der Judenheit ist, um der Not des Gliedes willen 
sich der vielleicht noch größeren Not der anderen Glieder 
gänzlich versagen? Ich glaube, diese Frage im Hinblick 
auf die tragenden Ideen der Geschichte unserer Gemein¬ 
schaft verneinen zu müssen. Und sei es nur eine kleinere 
Ziffer, eine solche „pro memoria“, wie die Bilanzkundigen 
sie nennen, aber eine Ziffer muß für Gemeinschaftsaus¬ 
gaben in den Etat eingestellt werden, und es muß bei der 
Beratung des Etats zu vernehmlichem Ausdruck kommen, 
daß die kleine Ziffer eine stete Mahnung an Erhöhung 
in sich schließt, sobald die Verhältnisse sich irgendwie ge¬ 
bessert haben. 

Unter den Gemeinschaftsaufgaben steht an erster Stelle 
die Fürsorge für die Unglücklichsten unter den Juden, 
das sind diejenigen östlichen Glaubensgenossen, die, aller 
Mittel beraubt, als Flüchtlinge unter uns leben, und 
die eine neue Heimat suchen, weil ihr Geburtsland selbst 
ein kümmerliches Leben ihnen nicht zu verschaffen ge¬ 
willt oder imstande ist. Wenn nun jetzt vielen dieser 
Ärmsten sich ein Land zeigt, in dem sie mit Hilfe ihrer 
bessergestellten Glaubensbrüder sich produktiv betätigen, 
ungestört leben und sich jüdisch ausleben können, wenn 
dies gar ein Land ist, das, wie Palästina, nie 
aufgehört hat, das Land ihrer Sehnsucht zu 
sein, so haben die deutsch-jüdischen Gemeinden als 
solche die Pflicht, eine, wenn auch mit Rücksicht auf die 
eigene Not einstweilen noch geringe Summe dem Fonds 
zuzuführen, der als Finanzinstrument für das Sied¬ 
lungswerk in Palästina geschaffen worden ist. Der Um¬ 
stand, daß die überwältigende Mehrzahl der Juden und 
jüdischen Gemeinden in der ganzen Welt sich in der 
Jewish Agency zusammengetan hat, um das Werk 
auf das wirtschaftlichste durchzuführen, bürgt dafür, daß 
die eingehenden Geldei 4 zweckmäßig verwendet werden. 
Und noch ein Weiteres spricht für die Bewilligung: Das 
Mißlingen des Werkes namentlich angesichts der Tatsache, 
daß loOOOO Juden sich bereits in Palästina befinden und 









weitere Hunderttausende dorthin tendieren — es sind dies 
alles oder fast alles Ostjuden —, muß der Gesamtjuden- 
heit zur Unehre gereichen, das Gelingen aber wird 
ein Ehren- und Ruhmestitel für die Juden- 
heitder ganzen Welt sein und viele Vorurteile auch 
in den Ländern beseitigen, in denen die Juden als gleich¬ 
berechtigte und gleichverpflichtete Volksgenossen leben. 

* * 

Die Züricher jüdische Gemeinde 
für Beteiligung an der Agency 

Bei der letzten Versammlung der jüdischen Kultusge¬ 
meinde in Zürich ist mit allen gegen eine Stimme die Zu¬ 
stimmung der Züricher Gemeinde zu dem Eintritt des 
Schweizerischen Jüdischen Gemeindebundes in die Jewish 
Agency beschlossen worden. Zugleich wurde der Wunsch 
ausgedrückt, der schweizerische Vertreter innerhalb der 
Agency möge auf eine Demokratisierung der Agency-Orga- 
nisation hin wirken. 

# 

Jewish Agency und Agudas Jisroel 

Vom Geschäftsausschuß der Agudas Jisroel-Weltorgani¬ 
sation wird mitgeteilt: 

Die politische Exekutive der Agudas Jisroel hat die von 
der Kenessio Gedaulo im September 1929 zur Jewish 
Agency-Frage gefaßte Resolution dem Vorsitzenden des 
Administrative Committee der Jewish Agency, Herrn Felix 
Warburg, seinerzeit zur Kenntnis übermittelt. In der Re¬ 
solution war bekanntlich ausgesprochen und begründet, 
daß die Agudas Jisroel auf Grund der Entscheidung ihres 
Rabbinischen Rates den Beitritt zur Jewish Agency nur 
dann ins Auge fassen könne, wenn diese auf jede Finan¬ 
zierung kultureller Aufgaben, die angesichts der welt¬ 
anschaulichen Gegensätze nicht gemeinsam bearbeitet 
werden können, verzichtet. 

Felix Warburg hat nunmehr der Exekutive der Agudas 
Jisroel am 1. April mitgeteilt, daß er eine Kommission 
ernannt habe, um mit Vertretern der Agudas Jisroel „einen 
Plan auszuarbeiten, innerhalb dessen Agudas Jisroel in 
der Lage sein könnte, mit der Jewish Agency zu kooperie¬ 
ren“. Mitglieder dieser Kommission sind die Herren: Rab¬ 
biner Dr. Leo Baeck und Rechtsanwalt Dr. Aron Barth in 
Berlin, Herschel Farbstein, Präsident der Jüdischen Ge¬ 
meinde Warschau, Dr. Morris Hexter in Jerusalem und 
Leo Motzkin, Präsident des zionistischen Aktionskomitees, 
Paris. 

Von seiten der Agudas Jisroel wird für die Verhand¬ 
lungen ebenfalls eine fünfgliedrige Kommission ernannt 
werden, deren Zusammensetzung noch nicht bekannt ist. 

* 

Die Jüdische National- und Universitäts¬ 
bibliothek 

Zur Eröffnung des Wolfsohnhauses auf dem Skopus 
am 15. April 1930. 

Am 15. April wurde auf dem Skopus böi Je¬ 
rusalem das neue Gebäude der Bibliothek, 
das David Wolf sohnhaus, in Anwesenheit des High Com- 
missioners und vieler prominenter Gäste feierlich er¬ 
öffnet. Die Leitung der Universität veranstaltete für die 
Presse eine Vorbesichtigung des prächtigen Gebäudes, 


wobei vom Direktor der Bibliothek, Dr. Hugo Berg¬ 
mann, folgende Daten über die Entwicklung der Bi¬ 
bliothek mitteilte. 

Die Bnei Brith Loge in Jerusalem gründete im Jahre 
1892 unter großen Schwierigkeiten eine Bibliothek, die 
unter dem Namen Beth Midrasch Abrabanel bekannt 
wurde. Ein Beitrag Sir Moses Montefiores von 5 Pfund 
war damals ein Ereignis. Da machte Dr. Joseph 
Chasanowitz, ein Arzt aus Bialistok, es zu seiner 
Lebensaufgabe, einen Grundstock für die Jüdische Na¬ 
tional- und Universitätsbibliothek zu sammeln; bei seinem 
Tode im Jahre 1920 hatte er mehr als 30 000 Bände, 
darunter sehr wertvolle hebräische Werke, nach Jeru¬ 
salem gesandt. Als die Zionistische Exekutive in diesem 
Jahre die Bibliothek in Jerusalem übernahm, war das 
erste Gebäude bereits überfüllt. Aus allen Teilen der 
Welt wurden Bücher gesandt, um zu ermöglichen, daß 
die Bibliothek sofort bei Eröffnung der Universität der 
Benützung übergeben werden konnte. Zuweisungen aus 
den Fonds der Universität haben die Entwicklung ver¬ 
schiedener Abteilung im Zusammenhang mit der aka¬ 
demischen und bibliographischen Forschung ermöglicht; 
die Resultate dieser Arbeiten werden in einer Viertel¬ 
jahrespublikation, „Kirjath Sepher“, veröffentlicht. 

Die Baukosten des David Wolfsohn-Hauses betragen 
38.975 Pfund, die Einrichtungskosten belaufen sich auf 
8.900 Pfund. Das Gebäude der Bibliothek ist eines der 
modernsten Bibliotheksbauten im Nahen Osten. Seine 
Aufbewahrungsräume fassen in den verschiedenen Stock¬ 
werken 300 000 Bände und sind mit metallenen Rega¬ 
len, Glasfußboden und künstlicher Ventilation ausge¬ 
stattet; ein Aufzug verbindet die Lagerräume mit dem 
Entleihungsraum. Zwei Safes sind für besonders kost¬ 
bare Werke bestimmt. Der Zeitschriftensaal (Katznel- 
son-Zimmer) bietet 45 Lesern Platz; 2000 Zeitschrif¬ 
ten treffen regelmäßig ein. Die Verwaltungszimmer 
enthalten Mobilar aus dem Besitze Wolfsohns — den ersten 
in der Bezalelschule hergestellten Teppich, Gobelins von 
Lilien, ein Porträt Wolfsohns von Isaac Israel, dem 
Sohne Joseph Israels, das kürzlich von Herrn Jacobus 
Kann gestiftet wurde. Herr Kann ist auch Verwalter 
der Wolfsohn-Stiftung, deren Fonds zum größten Teil 
für die Errichtung des Bibliotheks-Gebäudes verwendet 
werden. 

Von den 250 000 bereits registrierten Bänden sind die 
meisten in deutscher Sprache geschrieben, näm¬ 
lich 92 000 Bände; an zweiter Stelle stehen 40 000 
Bände in englischer Sprache. Die Reihenfolge der am 
meisten benützten Sprachen war im Vorjahre bei 31 180 
Büchern, die ausgeliehen wurden, wie folgt: hebräisch, 
deutsch, englisch, jiddisch, russisch, französisch. Neben 
schöner Literatur und Büchern jüdischen Inhalts fanden 
Werke über Philosophie und Psychologie das größte In¬ 
teresse. Nach dem von der Bibliothek benutzten Dewey 
Decimal System war am 1. Januar 1930 der Bestand 


verschiedenen Fachgruppen folgendermaßen: 


Bibliographien, Zeitschriften 

6 700 


Philosophie und Psychologie 

9 700 


Religion 

5 500 


Soziologie, Jurispr., Pädagogik 

22 600 


Philologie 

5200 


Naturwissenschaften, Mathematik 

11 700 

4 

Angewandte Künste 

6 400 
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Medizin 

20 600 

Schöne Künste 

6 400 

Hebräische Literatur 

36 000 

Jiddische Literatur 

7 400 

Fremde Literatur 

24 800 

Judaica 

25100 

Diverse 

12 400 


Zu den Benützern der Bibliothek gehören Leser der 
verschiedensten Kreise. Zum größten Teil sind es Stu¬ 
denten der hebräischen Universität und Schüler der Ober¬ 
klassen von Mittelschulen. Die Bibliothek unterhält Filialen 
zur Erleichterung der Benutzung ihrer Bestände. Sie 
fördert auch andere Bibliotheken durch die Hergabe von 
Doubletten. 

Aus der Tätigkeit 

Am 1. März fand in G o t h a im „Schloß-Hotel“ ein Tee¬ 
abend statt, zu dem die Herren N. Dominski und Dr. 
Fritz N o a c k eingeladen hatten. An ein Referat von Herrn 
Rabbiner Dr. Schüftan (Erfurt) schloß sich eine leb¬ 
hafte Aussprache, an der sich besonders die Herren Herr¬ 
mann, Vorsteher der Jüdischen Gemeinde Gotha, imd 
Landgerichtsdirektor Dr. Wachtel beteiligten. 

Am 15. März sprach in Leipzig in einer öffentlichen 
Versammlung Herr Dr. Alexander Goldstein (London) 
über „Palästinaaufbau und Weltjudenheit“. 

Am 16. März fand in Weimar ein Zirkel im Hause 
des Herrn S. Kauffmann statt, bei dem Herr Dr. 
Fritz Noack (Gotha) das Referat hielt. 

Am 24. März fand in Trier eine Veranstaltung im 
Hause von Herrn Louis Stern statt, auf der Herr Walter 
Samuel, unser langjähriger Mitarbeiter, der frühere 
Leiter der Keren Hajessod-Arbeit in der Schweiz, einen 
Vortrag über die Aufgaben der Jewish Agency hielt. 

In Nordhausen veranstaltete ein „Arbeitsausschuß 
für die Jewish Agency“ am 30. März einen Teenachmittag 
im Hotel „Ritter“, auf dem Herr Dr. Georg Landauer 
(Berlin) referierte. An der Aussprache beteiligten sich die 
Herren Rabbiner Dr. P fingst, W. Katz, Dr. Gut¬ 
mann und Frau Selig. 

Am 30. März fand in F r a n k f u r t a. M. im Hause von 
Herrn Prof. Dr. Isaak ein Zirkelabend statt, zu dem ein 
Komitee Frankfurter Ärzte eingeladen hatte. Das Referat 
hielt Herr Sanitätsrat Dr. Lachmann (Bad Landeck). 
— Für den 3. April hatten die Frankfurter Mitglieder des 
Councils der Jewish Agency und des Initiativkomitees eine 
öffentliche Versammlung einberufen. Die Versammlung 
wurde von Herrn Justizrat Dr. Blau (Frankfurt a. M.), 
Mitglied des Councilf geleitet. Die Herren Oberstlandes¬ 
gerichtsrat Dr. Alfred Neumeyer (München), Präsident 
des Bayerischen Landesverbandes Jüdischer Gemeinden, 
Ministerialrat Dr. Otto Hirsch (Stuttgart) und Dr. Mar¬ 
tin Bub er (Heppenheim) sprachen über das Thema: 
„Was ist uns deutschen Juden Palästina?“. Schluß¬ 
ansprachen hielten die Herren Rabbiner Dr. Hoffmann 
und Dr. Salzberger. — Am 13. Mai sprach in einer 
Zirkelveranstaltung im Hause von Herrn Prof. Dr. 
R. Weichbrodt Herr Dr. med. Elias Auerbach aus 
Haifa über „Die Probleme des Palästinaaufbaus im Zu¬ 
sammenhang mit medizinischen und hygienischen Auf¬ 
gaben“. * 
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Ein Lufthafen in Haifa 

Die Londoner Zeitschrift „Star“ veröffentlicht einen 
Aufsatz des Parlamentsabgeordneten Owen über die Ver¬ 
kehrsbedeutung des künftigen Hafens Haifa. Gleich¬ 
zeitig mit dem Hafenbau wird in Haifa eine Flug¬ 
station auf einer Fläche von mehr als 1000 Dunam, 
etwa 100 Hektar, errichtet werden. Dieser Flughafen 
wird in Zukunft große Bedeutung gewinnen, da er als 
die Hauptstation zwischen England und Indien* dienen 
wird. Diese Route Indien—Bagdad—Europa wird dann 
ohne Umwege beflogen werden können. Ebenso wird 
auch Ägypten eine direkte Verbindung mit dejn Flug¬ 
hafen Haifa erhalten. * ‘-a 

des Keren Hajessod ^ 

Am 6. April veranstaltete die „Arbeitsgemeinschaft für 
die Jewish Agency in Anhalt“ . einen Zirkelabend in 
Dessau. Nach einigen Begrüßungsworten verlas Herr 
Landgerichtsdirektor Alterthum einen Brief des Herrn 
Staatsrat Cohn (Dessau), der seinem Bedauern*darüber 
Ausdruck gab, daß er infolge seiner Abwesenheit von 
Dessau verhindert war, an diesem Abend teilzunehmen. 
Alsdann referierte Herr Ministerialdirektor Dr. Hermann 
Badt (Berlin) über „Die Jewish Agency und das Pa¬ 
lästinawerk“. 

Am 9. April fand in Stettin im Hause von Herrn 
Herbert Schwarz eine Veranstaltung statt, bei der die 
Herren Ministerialdirektor Dr. Hermann Badt und Dr. 
Martin Rosenblüth (Berlin) über „Die politische Lage 
der Juden“ referierten. 

Am 3. Mai sprach in Breslau Herr Dr. Georg Hal- 
pern (Berlin) in einer von der „Breslauer Arbeitsgemein¬ 
schaft für die Jewish Agency“ einberufenen öffentlichen 
Versammlung über „Die gegenwärtige rechtliche und po¬ 
litische Lage unseres Palästinawerks“. 

Am 11. Mai sprach Herr Dr. Nahum Goldmann 
(Berlin) in Erfurt in einer von der Erfurter „Arbeits¬ 
gemeinschaft für die Jewish Agency“ veranstalteten öffent¬ 
lichen Versammlung im Hotel „Erfurter Hof“. 

Am 17. und 18. Mai sprach Herr Dr. Elias Auerbach 
(Haifa) in Köln a. Rh.; am 17. im Hause des Herrn Dr. 
Schwarzschild, am folgenden Tage im Hause des 
Herrn Dr. h. c. Alfred Leonhard Tietz. 

Am 19. Mai fand in Düsseldorf im Hotel „Breiden- 
bacher Hof“ ein von den Düsseldorfer Mitgliedern des 
Initiativkomitees einberufener Informationsabend statt. 
Herr Dr. h. c. Alfred Leonhard Tietz referierte über’ 
„Die Jewish Agency und ihre Aufgaben“, und Herr Dr. 
Elias A u er b a c h sprach über „Wirtschaftliche und po¬ 
litische Probleme des Palästinaaufbaus“. ^ 

In Hannover sprach am 24., 25. und 26. Mai Herr 
Dr. Elias Auerbach (Haifa) in Veranstaltungen, 
zu denen die Herren Dipl.-Ing. Richard Michel, Rechts¬ 
anwalt Georg Goldstein und Leonhard Lewy ihre 
Häuser liebenswürdigerweise zur Verfügung gestellt hatten. 

Jn Würzburg sprach am 27 £Mai Herr Dr. Adolf 
Friedemann (Amsterdam), der sich in dankenswerter 
Weise auch dieses Jahr wieder an der Keren Hajessod- 
Arbeit in Deutschland beteiligt, über das Thema: „Was 
ist uns deutschen Juden Palästina?“ 


und Dr. Georg Landauer, Berlin 
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